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mehr Mode
mehr Auswahl 
mehr Qualität
mehr für’s Geld

D a  g i b t ‘ s  m e h r !

17,95 €
Fleece-Jacke

www.bruno-kleine.de

Öffnungszeiten: 
Mo.-Fr.  9:30 – 18:30
Do.  9:30 – 19:00
Sa.  9:00 – 18:00 Kostenlose 

Parkplätze

Osnabrück: 
Mindener Straße 220, Tel. 0541 70102

34,95 €
16,50 €

9,50 €

Jacke mit 
Stickerei,
Kapuze 
abknöpfbar, 
Gr. 140

Flauschjacke, 
Gr. 140

Langarm-Shirt 
Gr. 140

Große Auswahl an 
Kinder-Jeanshosen

99,90 €

39,95 €

54,95 €

Große 
Auswahl an 
Wolljacken

Wolljacke

Hose mit RV 
Front-Tasche

Blazer 
3 Knopf

59,95 €

34,95 €

25,90 €

29,90 €

Jacke
waschbar
2 Safety-
Innentaschen
2 RV-Taschen

Pullover mit 
V-Ausschnitt

Hemd

Jeans

11,95 €

15,50 €

Rollkragen-
Pullover,
Gr. 140

Jeans 
Gr. 140

79,95 €

Jacke mit vielen 
Funktionen.
Kapuze abtrennbar, 
mit Handy-Tasche 
und Schneefang.
Waschbar

13,95 €

39,95 €

Hemden ab

Jeans

Große Auswahl für 
Damen, Herren, 
Kinder und Babies. 
Mehr als 50.000 
Teile in jeder Filiale.

Bruno  Kle ine!  So  macht  E inkaufen  Spaß!

30 Jahre 
Bruno Kleine 

Osnabrück
Großer Jubiläums-

verkauf bis zum 26.09.

20 % 
auf alles!

P

Am nächsten Sonntag ent-
scheiden insgesamt 62,2 Mil-
lionen Bürgerinnen und Bür-
ger von wem dieses Land in
der kommenden Legislaturpe-
riode regiert wird. Welche
Auswirkungen hat dieses Er-
gebnis auf die Arbeit innerhalb
des Europäischen Parlamen-
tes, wollte die OSZ in dieser
Woche vom MdEP Dr. Markus
Pieper (CDU) wissen.

Pieper verweist darauf, dass
Europäische Entscheidungen ja
immer durch Verhandlungen
der Kommission mit Rat (Ver-
tretung der nationalen Regie-

rungen) und Europaparlament
getroffen werden. „Deutsch-
lands Politik im Rat würde mit
einer linken Bundesregierung
unberechenbar. Wie etwa ginge
ein Kanzler Steinmeier mit der
PDS-Forderung um, die NATO
aufzulösen? Auch die rot-grüne
Forderung eines schnellen Tür-
keibetritts würde eine Kehrt-
wende der deutschen Politik be-
deuten und damit europaweite
Irritationen auslösen“, gibt Dr.
Pieper zu bedenken.

Wenn eine andere als die
CDU/FDP-Regierung kommt,
würden sich die Mehrheiten im

Rat auf jeden Fall ändern, was
dann auch nicht ohne Einfluss
auf das Europaparlament blei-
ben kann. Pieper bringt ein wei-
teres Beispiel: Wenn Deutsch-
land mit einer linken Bundesre-
gierung im Rat der PDS folgt
und die Abschaffung des EU-
Stabilitätspaktes, also der Schul-
dengrenze für EU-Länder,
durchsetzt, könnte das auch ei-
nen Dammbruch im EU-Parla-
ment verursachen. „Griechische
oder italienische Kollegen for-
dern ja schon seit längerem von
Brüssel einen lockeren Umgang
mit den Staatsfinanzen“, warnt

Pieper vor einer weiteren Erhö-
hung der Schuldenpolitik.

Der deutsche Wähler muss
sich bei den Bundestagswahlen
auch fragen, wem er in der Fi-
nanzkrise die Stabilität unserer
Währung anvertraut. Die CDU,
so Pieper, will nicht, dass
Deutschland die Zeche für un-
kontrollierbare Staatsverschul-
dungen in Süd- oder Osteuropa
zahlt. „Wir wollen auch nicht,
dass die Politik mehr Einfluss
auf die bewährte Europäische
Zentralbank erhält. Gysi und
Lafontaine in einer deutschen
Regierung wären Gift für die

Stabilität des Euros“, ist sich der
Europapolitiker sicher.

„Der Wahlkampf interessiert
kaum, weil die parteipolitischen
Unterschiede zu gering erschei-
nen. Daraus den Schluss zu zie-
hen, nicht zur Wahl zu gehen ist
sicher die schlechteste Wahl.
Denn dann überlassen die Men-
schen denen das Feld, die sie in
der Politik genau nicht haben
wollen. Mögliche negative Kon-
sequenzen sind am Beispiel der
Europapolitik offensichtlich“,
bekräftigt Dr. Markus Pieper die
tatsächlich große Bedeutung der
Wahl. Norbert Fuhs

OSZ exklusiv

Auflösung der Nato und die Aufnahme der Türkei in die EU?
Welchen Einfluss hat die Bundestagswahl auf die Europapolitik?

Die Ablehnung des
Schulpilotprojek-

tes des Bistums durch die SPD wird von den Liberalen heftig kri-
tisiert. Der FDP-Fraktionsvorsitzende Dr. Thomas Thiele erklärt
dazu: „Was reitet eigentlich die SPD in Osnabrück? Da soll eine
bundesweit einmalige Kooperation von Katholischer Kirche,
Muslimen und Jüdischer Gemeinde hier seinen Anfang finden
und möglicherweise zu einem Vorzeigeprojekt in der gesamten
Republik werden und die SPD winkt ab.“ Damit reihe sich diese
Entscheidung in die vielen anderen ein, bei denen die SPD enga-
gierte Personen und Institutionen in Osnabrück für ihre Visio-
nen ohrfeigt. „Ich erinnere da an das Engagement der Evangeli-
schen Kirche für eine kooperative Gesamtschule in Eversburg.
Wir machen das nicht mit.“ Es dürfe nicht sein, dass mit staatli-
chen Einheitsschulen die Wahlfreiheiten der Eltern ausgehebelt
werden. Foto: Reichardt

Projekt Johannisschule:

Osnabrück. CSU-Bundes-
minister für Wirtschaft und
Technologie Karl-Theodor
Freiherr von und zu Gutten-
berg war am vergangenen
Donnerstag  Gast der CDU-
Großveranstaltung auf dem
Marktplatz, an der nach Poli-
zeiangaben über 3000 Besu-
cher teilgenommen haben. Be-
güßungsworte an  den CSU-
Politiker und kurze Reden hiel-
ten Bürgermeister Burkhard
Jasper, Ministerpräsident Chri-
stan Wulff, CDU-Bundestags-
kandidat Dr. Mathias Middel-
berg sowie CDU-Bundestags-
abgeordneter Georg Schirm-
beck. Hauptthema war die
Wirtschaftskrise und die damit
verbundenen Persepektiven
des Landes für eine Stabilisie-
rung der Finanzmärkte.

Näher ging der Wirtschaft-
minister dann auf Gestaltungs-
möglichkeiten für das Jahr
2009 ein, das Jahr der Wahlen,
der Krise aber auch der Feier
von 60 Jahren Bundesrepublik
Deutschland. ,,Wir wollen uns

nicht nur für die ,,Großen“
einsetzen, sondern für das
Kernstück unserer Volkswirt-
schaft“, betonte Guttenberg.
Besonders unterstrich er hier-
bei, dass die Stimmungslage
der Bevölkerung eine wichtige
Rolle spielen würde: ,,Mir fehlt
das Verständnis dafür, dass oft
gezielt über die schlimmsten
Folgen der Krise berichtet wird
um negative Stimmungen im

Land zu erzeugen.“  Es sollte
nichts verschwiegen werden,
doch müsse vielmehr auf die
Kräfte und Potenziale des Lan-
des hingewiesen werden.

Gleichzeitig müsse man be-
reit sein, diese Kräfte mit Opti-
mismus einzusetzten und in
der sozialen Marktwirtschaft
Verantwortung und Freiheit
vereinen. S.B.

,,Potenziale des Landes erkennen“
Wirtschaftsminister zu Guttenberg zu Besuch in Osnabrück.

Ab dem nächsten Monat
wird das mit dem Altersein-
künftegesetz aus dem Jahr
2004 geschaffene „Rentenbe-
zugsmitteilungsverfahren“ in
die Praxis umgesetzt werden.
Dies hat zu vielen Schlagzeiten
und vielfältiger Verunsiche-
rung bei den Rentnern ge-
führt.

Die Rentenversicherungs-
träger, berufsständischen Ver-
sorgungswerke, private Le-
bensversicherungsunterneh-
men und andere werden dann
der Finanzverwaltung die von
den Rentenempfängern erhal-
tenen Rentenzahlungen auto-
matisch mitteilen. Dies ge-
schieht auch  für die zurück-
liegenden Jahre bis 2005. Die
neue, lebenslang gültige
Steueridentifikationsnum-
mer, die  jeder Bundesbürger
erhalten hat, macht diesen
Datenaustausch möglich.
Schätzungsweise
120 Mio. Renten-
bezugsmitteilun-
gen müssen die
F i n a n z ä m t e r
demnächst aus-
werten.

Das Altersein-
künftegesetz hat
die Besteuerung
der Renten auf ei-
ne neue Grundla-
ge gestellt. Bis ein-
schließlich 2004
wurde von den
Renten nur der
sog. Ertragsanteil
von in der Regel 27 Prozent
besteuert. Seit 2005 aber gilt
ein neues System. Danach
sind die Renten, die erstmalig
in diesem Jahr gezahlt werden,
mit 50 Prozent steuerpflichtig.

Für die Jahrgänge, die ab
2006 in Rente gehen, erhöht
sich dieser Anteil um 2 Pro-
zent pro Jahr, so dass für neue
Rentner im Jahr 2009 58 Pro-
zent der Rente steuerpflichtig
sind. Die Zwei-Prozent-
Schritte setzen sich für neu

hinzukommende Rentenjahr-
gänge bis 2020 fort. Danach
wird der steuerpflichtige An-
teil der Renten in jedem Jahr
nur noch um einen Prozent-
punkt erhöht. In 2040 wird
dann die volle Steuerpflicht
der Renten erreicht sein.

Die Senioren müssen auf
den steuerpflichtigen Teil ih-
rer Rente aber noch lange kei-
ne Einkommensteuer zahlen.
Sie können von ihren Renten-
einnahmen  eine Reihe von
Ausgaben absetzen, z.B. ihre
Beiträge zur Kranken- und
Pflegeversicherung – im
Durchschnitt sind das rund 10
Prozent der Rente – und den
Werbungskosten-Pauschbe-
trag. Außerdem kommt  der
Grundfreibetrag von 7.834
Euro bei Alleinstehenden und
15.668 Euro bei Verheirateten
in 2009 und bei Ehepaaren die
gemeinsame Veranlagung

(Splittingverfah-
ren) zur Anwen-
dung.

Konkret bedeu-
tet dies: „Neu-
rentner“ des Jah-
res 2009, die au-
ßer ihren Renten-
einkünften über
keine anderen
E i n k o m m e n s -
quellen verfügen,
können in diesem
Jahr als Alleinste-
hende/Verheira-
tete Renten bis
zur Höhe von gut

16500 Euro/33000 Euro bezie-
hen, ohne darauf Steuern
zahlen zu müssen. Monatlich
sind dies mehr als 1.375 Euro
für Alleinstehende bzw. 2.750
Euro für Verheiratete. Bei Se-
nioren, die vor 2009 in Rente
gegangen sind, liegen diese
Grenzen noch höher.

Die übergroße Zahl der
Rentner muss also auch zu-
künftig auf ihre Rente keine
Steuer zahlen.

Rentensituation
Verunsicherung der Rentner beenden

MdB Carl-Ludwig Thiele, Kura-
tor des Instituts Finanzen und
Steuern.  

CDU-Großveranstaltung auf dem Marktplatz: Bürgermeister
Burkhard Jasper, Ministerpräsident Christan Wulff, CDU-Bun-
destagskandidat Dr. Mathias Middelberg, Wirtschftsminister
Karl-Theodor Freiherr von und zu Guttenberg und  CDU-Bun-
destagsabgeordneter Georg Schirmbeck. Foto: Braetz


